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Zwecke des Unterhaltsvorschusses und seiner Ausgestaltung

I. Bekämpfung von Kinderarmut
• Sicherung des sächlichen Existenzminimums des Kindes bei Ausfall des Mindestbarunterhalts

II. Entlastung Alleinerziehender von Armutsrisiken, nämlich
• der Doppelbelastung durch überwiegende Betreuung und alleinige Übernahme des 

Kindesunterhalts

• den Kosten und Mühen einer rechtlichen Durchsetzung des Anspruchs auf Kindesunterhalt

III. Verdeutlichung (und Verwirklichung) der Mitverantwortung des anderen 
Elternteils

IV. Effizienz und Sparsamkeit



Logik des Unterhaltsvorschusses

UV als Vorschussleistung

Eintritt des Staates in Leistungsposition und in Gläubigerstellung

UV als Ausfallleistung

Funktion des UV als klassische steuerfinanzierte Sozialleistung



I. Orientierung am Existenzminimum des Kindes

Reformoptionen
• Erweiterung um das sozio-kulturelle Existenzminimum des Kindes
• Einheitliche Berechnung des Existenzminimums im Unterhalts-, Steuer- und Sozialrecht
• Beschränkung der Anrechnung von Kindergeld in Höhe von 50 %

Gründe
• Bekämpfung von Kinderarmut durch verfassungsrechtlich gebotene Berechnung des 

Existenzminimums – für den UV Orientierung am Unterhaltsrecht
• Funktionsangemessene Berücksichtigung des Kindergeldes
• Keine Teilung der Gläubigerschaft für Rückforderungen beim Unterhalt schuldenden Elternteil
• Kein Prozessrisiko des alleinerziehenden Elternteils in Bezug auf Kindesunterhalt in Höhe von 

½ Kindergeld für das jeweilige Kind

Gegengründe
• Sparen?



II. Ausgestaltung des Leistungsbezugs (1)
Bezugszeitraum und Dauer

Reformoptionen
• Angemessene Altersgrenze: 12, 16, 18, 21? 

• Weiterzahlung bei Wiederheirat?

• Berücksichtigung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des betreuenden Elternteils?

Gründe
• Bekämpfung von Kinder- und Jugendlichenarmut

• Orientierung am Anspruch auf Kindesunterhalt

• Vorbeugung gegen Armut Alleinerziehender

Gegengründe
• Sparen



II. Ausgestaltung des Leistungsbezugs (2)
UV bei geteilter Betreuung?

Reformoption
• geteilter UV-Anspruch bei geteilter Betreuung?
• Berücksichtigung von Mehrbedarf?

Gründe
• Bekämpfung von Kinderarmut bei Ausfall des Bar(mindest)unterhalts ohne Rücksicht auf 

Betreuungsform
• Mehrbedarf an Bar-/Naturalunterhalt aufgrund geteilter Betreuung
• § 1 Abs. 1 Nr. 1: „Unterhalt vom anderen Elternteil“ als Ausdruck des Residenzmodells zu eng
• Vermeidung von „Abbruchkanten“ für betreuende Eltern

Gegengründe
• Widerspruch zur Logik des UV 

(1) als staatlichem Vorschuss

(2) Unabhängigkeit vom Einkommen des betreuenden Elternteils

• Steigerung der Komplexität -> hoher Verwaltungsaufwand
• Berücksichtigung durch andere Leistungen/Leistungssysteme?



III. Konsistente Ausgestaltung der Schnittstellen zu weiteren 
Sozialleistungen (1)

Reformoptionen für den Leistungsbezug
• UV-SGB II/XII-Bezug: Leistungswahlrecht oder Vorrang von SGB II/XII-Leistungen?

• Transparenz des Leistungsgefüges, Beratungsstrukturen

• konsistente Zuständigkeitsordnung im Gefüge der existenzsichernden und –unterstützenden 
Leistungen

• Digitalisierung der Leistungsbeziehung

Gründe
• Senkung der Armutsrisiken für das Kind und den betreuenden Elternteil durch Erhöhung der 

Rechtssicherheit und Senkung der Hürden für einen optimierten Leistungsbezug

• Senkung von Verwaltungsaufwand und –kosten (Effizienz)



III. Konsistente Ausgestaltung der Schnittstellen zu weiteren 
Sozialleistungen (2)

Reformoptionen für den Unterhaltsrückgriff
• Stärkung der Informationspflichten der Unterhaltsschuldner:innen

• Stärkung des Sanktionsinstrumentariums

• Bündelung/Zentralisierung des Rückgriffs bei spezialisierten Behörden

• Beteiligung des Bundes an den Rückgriffskosten

• Überarbeitung der Regelungen zur Erstattung von Einnahmen im Binnenverhältnis

Gründe
• Stärkung der Effektivität des Unterhaltsrückgriffs

• Senkung von Verwaltungsaufwand und –kosten der (häufig kommunalen) UV-Behörden

Gegengrund
• Gefahr für den Vorrang gegenwärtig gezahlten Unterhalts nach § 7 Abs. 3 S. 2 UVG



III. Reformen zur Förderung der Effizienz

• 1. Ausgestaltung von Leistungsberechtigung und Leistungsbezug
• Konsistente Gestaltung der Schnittstellen

• Einheitliche Berechnung des Existenzminimums

• Abbruchkanten

• Konsistente Zuständigkeitsordnung

• Digitale Gestaltung des Verwaltungsrechtsverhältnisses

• 2. Ausgestaltung des Unterhaltsrückgriffs
• (Stärkere) Zentralisierung für sämtliche Sozialleistungen in spezialisierten Einrichtungen (ua. 

Empfehlung 14 der Sozialstaatskommission)

• Einführung von Bagatellgrenzen für Rückforderungen und internen Erstattungen 
(Sozialstaatskommission)



I. Reformen zur Bekämpfung von Kinderarmut 

• 1. Orientierung am (Mindest-)Unterhaltsbedarf des Kindes
• Orientierung (auch) am sozio-kulturellen Existenzminimum

• Einrechnung nur des halben Kindergeldes

• Senkung der Mitwirkungspflicht des alleinerziehenden Elternteils

• Kein Ausschluss bei Wiederheirat des Residenz-Elternteils

• Überprüfung der aufenthaltsrechtlichen Aspekte (Kindesvater außerhalb der BRepDtl.)

• 2. Senkung der Anforderungen an den Bezug von UV (-> s.u. III.)

• 3. Entkoppelung von der Möglichkeit eines Rückgriffs beim/bei der 
Unterhaltsverpflichteten
• Traditionell: Zahlung auch bei Zahlungsunfähigkeit/bei Versterben des Unterhaltsschuldners

• Aktuell: Zahlung auch im Falle geteilter Betreuung?



II. Reformen zur Senkung von Armutsrisiken Alleinerziehender

• 1. Senkung der Hürden für die Existenzsicherung des Kindes
• Grundsatz: leicht zu beantragende, vom Einkommen des alleinerziehenden Elternteils unabhängige 

Sozialleistung mit Vorrang vor anderen Leistungen
• Ziel: Glättung der Schnittstellen mit SGB II(/XII), KiZ und Wohngeld

• Leistungswahlrecht hinsichtlich des Bezugs von SGB II-Leistungen oder UV (+SGB II)?
• Ausschluss des UV-Bezugs neben SGB II-Leistungen wegen Bedürftigkeit des Kindes (Sozialstaatskommission)?

• Transparenz durch Ausgestaltung und Beratung

• 2. Entlastung von Risiken einer Geltendmachung von Kindesunterhalt
• Traditionell: Entlastung durch Legalzession nach § 7 UVG bei Erhaltung der eigenständigen Möglichkeiten
• Aktuell: Verbleibendes Risiko in Höhe von ½ Kindergeldbetrag

• 3. Entlastung von Risiken der eigenen Lebensführung?
• Abschaffung des Entfalls bei Wiederheirat
• Beseitigung der Pflicht zur Offenbarung des Vaters?



IV. Diskutierte Reformen mit Einsparpotential 

• 1. Traditionell: Ausschluss des Bezugs bei Wiederheirat, Bezugsdauer nach Alter 
des Kindes und Bezugszeitraum allerdings kontinuierlich ausgeweitet

• 2. Verkürzung der Bezugsdauer

• 3. Beseitigung rückwirkenden Bezugs

• 4. Effiziente Ausgestaltung


